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Krankenhausgesellschaft, Krankenkas-
sen, KV Sachsen, Städte und Gemein-
detag, Landkreistag und Landesärzte-
kammer haben gemeinsam gesund-
heitspolitische Impulse für Sachsen 
formuliert und am 18. September im 
Sächsischen Landtag in Dresden der 
Landespolitik vorgestellt. Die Grundla-
gen für eine zukunftsorientierte Ge
sundheitsgestaltung werden jetzt ge
schaffen, so der Tenor. Die neue Lan-
desregierung stehe vor der Aufgabe, 
die flächendeckende und patientenori-
entierte Gesundheitsversorgung fun-
damental an die modernen Anforde-
rungen anzupassen.

Die Akteure haben folgende gesundheits-
politische Handlungsfelder im Fokus: 
• 	eine bedarfsgerechte und zukunfts-

orientierte Versorgung,
• 	eine leistungsstarke Krankenhaus-

landschaft,
• 	die Sicherstellung der Pflege und 

Begrenzung der Eigenbeteiligung,
• 	die Stärkung des Öffentlichen 

Gesundheitsdienstes, der Gesund-
heitskompetenzen und des 

	 Präventionsgedankens.	

Erik Bodendieck, Präsident der Säch
sischen Landesärztekammer, betonte 
in der Pressekonferenz: „Parlament 
und Landesregierung müssen jetzt die 
Rahmenbedingungen schaffen, damit 
sich neben den wichtigen Arztpraxen 
auch bedarfsorientierte ambulante und 
stationäre Gesundheitszentren entwi-
ckeln können. Eine moderne sektoren-
übergreifende Versorgung der Zukunft 
muss nach dem Grundsatz digital vor 
ambulant vor stationär organisiert 
werden.“
Sachsen brauche dazu auch ausrei-
chend medizinisches Personal. Boden-

dieck schlägt vor, in der Humanmedizin 
kurzfristig weitere 50 und langfristig 
250 Studienplätze zusätzlich zu schaf-
fen. Darüber hinaus seien Maßnahmen 
notwendig, damit noch mehr Medizin-
studierende auch nach ihrer Ausbildung 
in Sachsen, insbesondere in ländlichen 
Praxen, arbeiten. Und es müssten bes-
sere Arbeitsbedingungen geschaffen 
werden. Die Universitäten sollten Me
dizinstudierende bereits während der 
Studienzeit verpflichten, Lehrkranken-
häuser und ambulante Lehrpraxen zur 
Ableistung von Famulaturen in Regio-
nen einer bestehenden ambulanten 
Unterversorgung aufzusuchen. Die Land
arztquote müsse von 6,5 Prozent auf 
mindestens 13 Prozent erhöht werden.

Der Freistaat müsse für eingewanderte 
Fachkräfte mit einer guten Willkom-
mens- und Bleibekultur ein deutliches 
Signal setzen. Denn ein ausbleibender 
Ausgleich des demografisch induzier-
ten Fachkräftemangels mit ausländi-

schen Fachkräften führe unweigerlich 
zu weiteren Lücken in der medizini-
schen Versorgung. „Ausländische Ärz-
tinnen und Ärzte sowie Pflegefach-
kräfte leisten mittlerweile einen unver-
zichtbaren Beitrag für Sachsen in der 
Versorgung und werden dringend be
nötigt“, so der Präsident. 

Die Verfahren für ausländische Fach-
kräfte müssen optimiert werden. Eine 
Entscheidung zur Erteilung einer Be
rufserlaubnis sollten medizinische und 
pflegerische Fachkräfte bestenfalls 
innerhalb eines Monats bei vollstän
digem Vorliegen aller erforderlicher 
Unterlagen erhalten. Und der Freistaat 
sollte sich für ein zentrales Antragsre-
gister sowie ein einheitlich geregeltes, 
bundesweites Verfahren zur Anerken-
nung der Berufsabschlüsse einsetzen, 
um schnellere Verfahren sowie eine 
einheitliche Qualität im Anerkennungs-
prozess zu erreichen.
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Gesundheitspolitik: Wie weiter nach 
der Landtagswahl in Sachsen?

Friedrich München, KGS, Rainer Striebel, AOK Plus, Erik Bodendieck, Sächsische Landesärztekammer, 
und Silke Heinke, vdek, stellen gesundheitspolitische Impulse auf der Landespressekonferenz im 
Sächsischen Landtag vor (v. l.).
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Der Freistaat müsse innovative Modell-
projekte im Bereich der Digitalisierung 
und der künstlichen Intelligenz, des 
Gesundheitswesens und in der Alten-
pflege fördern. Klassische und digitale 
Versorgung müssen Hand in Hand 
gehen. Das Land sollte aufbauend auf 
der Digitalstrategie des Bundes kurz-
fristig eigene strategische Ansätze im 
Gesundheitswesen ableiten.

Friedrich München von der Kranken
hausgesellschaft Sachsen führte aus, 
dass „die Gesundheitspolitik in der 
kommenden Legislaturperiode ent-
scheidend für die Zukunft der Kranken-
häuser ist.“ Eine sichere Finanzierung 
und eine am Bedarf der Patienten aus-
gerichtete Krankenhausplanung sei 
unerlässlich, um die Krankenhausland-
schaft nachhaltig zu gestalten. 

Nur durch gemeinsame Anstrengungen 
könnte die Qualität der Gesundheits-
versorgung im Freistaat Sachsen lang-
fristig gesichert werden.
Das gemeinsame Papier: „Gesundheit 
in Sachsen gemeinsam gestalten“ fin-
den Sie hier: www.slaek.de/ ■
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